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Einführung, Methode

Meine sehr verehrten Damen und Herren,

in der Regel sind, anders als viele der heute bisher behandelten Themen, Com-
puterarbeitsplätze keine Chefsache, in vielen Fällen sind die zuständigen EDV-
Praktiker vor Ort der Meinung, dies sei und bleibe ihr Geschäft, bei dem nie-
mand hineinzureden habe, weder von innen, schon gar nicht von außen.

Dennoch, nicht zuletzt die Quantität und Qualität der bereitgestellten ÖCAP ver-
rät einiges über die Informationsphilosophie der jeweiligen Institution.

Der Wissenschaftsrat beschreibt die heute in den Hochschulbibliotheken not-
wendigen Arbeitsplätze auf Seite 48 seiner "Empfehlungen zur digitalen Infor-
mationsversorgung an HS-Bibliotheken" vom Juli 2001, u.a. wird hier gefordert,
die Bibliothek müsse "ein sehr differenziertes Angebot an Arbeitsplätzen bieten
- vom OPAC-Rechercheplatz im Stehen bis zur Multimediapräsentation in der
Gruppe bei der Projektarbeit".

DINI war der Meinung, daß das Thema ÖCAP dauerhaft behandelt werden müs-
se, die Bearbeitung sollte eine eigene Arbeitsgruppe übernehmen. Seit über ei-
nem Jahr tastet sich nun eine kleiner werdende Gruppe von Freiwilligen an das
Problem heran, für das weite Feld der ÖCAP Empfehlungen bzw. Checklisten
erstellen zu sollen.

In einem ersten Zwischenschritt wurde der Versuch unternommen, zu den ein-
zelnen Aspekten (1) "Rechtliche Regelungen", (2) "Betriebsorganisation", (3)
"Aufstellung und Ausstattung" sowie (4) "Benutzerberatung" Materialsammlun-
gen anzulegen. Die personelle Basis für eine halbwegs anständige Bearbeitung
dieser Aufgabe ist leider derzeit viel zu schmal, gleichwohl liegen hier natürlich
bereits Ergebnisse vor. Ob eine Weiterführung dauerhaft Sinn macht, und wie
ggf. ein geänderter Arbeitsauftrag lauten müßte, dazu möchte ich mich am
Schluß meines Vortrags äußern.

Berichten werde ich heute etwas ausführlicher über die Ergebnisse einer Umfra-
ge, die wir im Herbst diesen Jahres zum Thema ÖCAP durchgeführt haben. Im
September habe ich Frau Schimmelpfennig von der DINI-Geschäftsstelle gebe-
ten, eine bereits im letzten Jahr bei den Uni-Bibliotheken des Landes NRW
durchgeführte Umfrage zum Thema "ÖCAP und Internet" ´bundesweit zu lan-
cieren.
Im Prinzip sollten alle mit DINI assoziierten Verbände berücksichtigt werden,
wobei aus verschiedenen Gründen schließlich die Institutionen der AG Medien-
zentren an Hochschulen, die Rechenzentren sowie die Sektionen 1, 2 und 4 des
Deutschen Bibliotheksverbandes in die Untersuchung einbezogen wurden. In
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der Summe handelt es sich hierbei um etwa 470 Einrichtungen, davon etwa 61
Medienzentren, 135 Rechenzentren, 113 Stadtbibliotheken in Städten mit über
100.000 Einwohnern und 168 Wissenschaftliche Universalbibliotheken. Diese
Einrichtungen wurden über die Mailing-Listen der Verbände gebeten, an der 20
Fragen umfassenden Umfrage teilzunehmen, die über das Internet heruntergela-
den werden konnte. Berücksichtigt man dieses relativ unverbindliche Verfahren,
mit dem zur Teilnahme aufgerufen wurde, scheint mir ein Rücklauf von 20 %
(entspricht 90 ausgefüllten Fragebögen) akzeptabel zu sein. Geantwortet haben
52 Hochschul- und Forschungsbibliotheken, 19 Stadtbibliotheken, 17 Rechen-
zentren und nur 2 Medienzentren. Berichten werde ich in Auswahl über die inte-
ressantesten Ergebnisse der Umfrage, die natürlich nicht repräsentativ, aber
dennoch, wie ich meine, aussagekräftig sind.

Ergebnisse

Anzahl und Art der Geräte

Die Einrichtungen wurden gefragt, wieviele registrierte Nutzer bzw. Leser sie
haben, dies möchte ich in der Folge als Größe der Einrichtung bezeichnen. Einer
durchschnittlichen Größe von etwa 25.000 Nutzern stehen in dieser Untersu-
chung je Einrichtung im Durchschnitt 79 Computerarbeitsplätze gegenüber, auf
ein Gerät kommen somit 315 Nutzer. Während die Hochschulbibliotheken mit
333 Nutzern pro Gerät ziemlich im Schnitt liegen, müssen sich bei den Stadt-
bibliotheken 1042 Leser einen Computer teilen. Rechenzentren können nach ei-
genen Angaben auf ein Verhältnis von 1:77 verweisen.

74,5 % der Geräte werden mit einem Windows-Betriebssystem von Microsoft
betrieben, 18,3 % mit Linux, die restlichen etwa 7 % setzen sich zusammen aus
wenigen Macintosh-Rechnern, einigen alten DOS-Systemen und einigen ande-
ren UNIX-Varianten. Wir sehen, daß ein evtl. Siegeszug von Linux bzw. ein
Rückzug des nur leidlich gelittenen Windows sich so hier nicht messen läßt.

3/4 der ÖCAP sind voll internetfähig, 23 % sind netzfähige Computer, die aller-
dings nur einzelne Dienste wie z.B. den Katalog eines Hauses ermöglichen, etwa
2 % sind nicht-netzfähige Stand-Alone-Plätze.

Immer noch etwas häufiger wird als Browser Netscape im Vergleich zum Inter-
net Explorer eingesetzt.

Kosten für den Internetzugang

16 Einrichtungen geben an, auch den Internetzugang selbst nicht mehr kostenlos
anzubieten. Dies mag bei den 11 Stadtbibliotheken nicht weiter überraschen.
Hier werden durchschnittlich etwa 5.- DM für eine Stunde Internetnutzung ver-
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langt. In der internen Kalkulation werden hier sicherlich neben den reinen Onli-
ne-Kosten auch weitere Kostenfaktoren umgelegt. Das Bundesland Hessen hat
auch für den Hochschulbereich begonnen, die Internetkosten, wenn auch eher
symbolisch, auf die Studierenden umzulegen. Die landesweite Gebührenrege-
lung sieht pro Semester eine einmalige Internet-Umlage in Höhe von 10.- DM
vor, die Antworten der Rechenzentren in Gießen, Kassel und Marburg bestäti-
gen dies.

Etwa 2/3 aller teilnehmenden Institutionen lassen die Benutzer nur kosten-
pflichtig ausdrucken, die je DIN A-4-s/w-Seite verlangte Erstattung beträgt
durchschnittlich 19,5 Pfennige.

Probleme beim Betrieb

Daß die Bereitstellung von internetfähigen Rechnern nicht nur den erwünschten
Effekt einen besseren Informationsbeschaffung hat, das wissen wir durch zufäl-
lige Beobachtungen an Bildschirmen oder durch gelegentliches Querlesen von
Log-Dateien.

40 % aller Institutionen haben nennenswerte Probleme mit dem Aufruf porno-
graphischer Inhalte, 16 % mit extremen politischen Inhalten, sogar 52 % aller
Teilnehmer klagen über Probleme mit Nutzern, die im Übermaß chatten und
mailen. Gelegentlich gibt es Probleme mit Hackern, MP3-Freaks, Börsen- und
Bankgeschäften usw.

Während insgesamt etwa 2/3 aller Einrichtungen über nennenswerte Probleme
bei der Internetnutzung klagen, äußert sich dies bei den verschiedenen Sparten
doch sehr unterschiedlich. Nur 1/4 der Stadtbibliotheken sind hier von ihren Be-
nutzern genervt, während 75 % der wissenschaftlichen Bibliotheken und gar 82
% der Rechenzentren mit den aufgerufenen Internet-Inhalten Probleme haben.
Natürlich haben die Zentralen Einrichtungen der Hochschulen einen speziellen
Auftrag, der eine engere Interpretation abweichender und inakzeptabler Nutzung
eher zuläßt.

Inhaltliche Einschränkung und Anmeldeverfahren

Wegen der häufig genannten Probleme wäre eigentlich zu vermuten, daß dies
einen starken Drang zur inhaltlichen Steuerung hervorruft. Solch eine Steuerung
könnte effektiv durch Beschränkung der erreichbaren Inhalte wie auch, etwas
weniger effektiv, durch eine Anhebung der Hemmschwelle bewerkstelligt wer-
den, z.B. durch die Verwendung persönlicher Anmeldeverfahren. Eine Be-
schränkung der erreichbaren Inhalte kann durch Proxy-Server, Filter-Software,
Einsatz einer Firewall, Sperrung von Ports, usw. erreicht werden.
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Access-Listen, Filter

Es erstaunt ein wenig, daß trotz der signifikanten Probleme nur 48 % aller Be-
fragten angeben, die Nutzung des Internet inhaltlich einzuschränken. Auch bei
dieser Frage waren Mehrfachnennungen möglich.

21 % der Institutionen verwenden im Hintergrund sog. Sperrlisten, 22 % benut-
zen lokale Filter-Software.

18 % haben, zumindest für einen Teil der Geräte, sog. Positivlisten im Einsatz,
die die gewünschte Verwendung der Geräte gewährleisten.

Hochschulbibliotheken, die sich ja besonders über das Informationsverhalten
ihrer Benutzer beklagen, nutzen Sperrlisten und Filter-Software unterdurch-
schnittlich häufig.

Die skeptische Haltung hinsichtlich der inhaltlichen Steuerbarkeit des Benutzer-
verhaltens könnte allerdings begründet sein, denn: 60 % bzw. 73 % der Ein-
richtungen, die filtern und sperren, haben dennoch weiterhin nennenswerte in-
haltliche Probleme bei der Internetnutzung. Neben anderen Ursachen könnte es
auch eine Rolle spielen, daß ein Sperren unerwünschter Inhalte wegen der
schnellen Veränderungen im Internet praktisch unmöglich ist.

Sicherlich die meisten Anwesenden wissen, wie zeitaufwendig die Erstellung
und Pflege von Internet-Adresslisten sein kann. Deshalb ist die Kooperation mit
anderen bei der Pflege solcher Listen ein naheliegender Gedanke. Umso mehr
erstaunt es, daß dies in der Praxis, aus welchen Gründen auch immer, eine eher
geringe Bedeutung spielt.

Etwa 1/4 der Einrichtungen, die den Zugang inhaltlich beschränken, geben an,
mit anderen zu kooperieren. Während über die Hälfte der Hochschulbibliothe-
ken, die URL-Listen einsetzen, kooperieren, fällt auf, daß nur eins von 17 Re-
chenzentren bei der Erstellung solcher Listen mit anderen zusammenarbeitet.
Neben örtlichen "Pflege-Partnerschaften" kooperieren insbesondere die Univer-
sitätsbibliotheken in NRW, eine weitere Zusammenarbeit wird im Rahmen des
baden-württembergischen Hochschulnetzes BelWü praktiziert.

Chipkarten, Authentifizierung

Ernüchternd sind die Antworten auf die Frage nach dem Einsatz von Chipkarten,
digitalen Signaturen und Zertifikaten im Zusammenhang mit deren Einsatz an
öffentlichen Computerarbeitsplätzen. Es ist ja seit Jahren viel die Rede von
Krypto-Chipkarten, Authentifizierungsverfahren, und auch von modernen Ab-
rechnungsverfahren. Tatsache ist, daß nur 7 von 90 Befragten bereits mit Chip-
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karten arbeiten, davon in 5 Fällen ausschließlich mit einer Bezahlfunktion. Nur
zwei Rechenzentren geben an, sich in einem mehr oder weniger fortgeschritte-
nen Teststadium des Einsatzes von multifunktionalen Chipkarten zu befinden,
die auch mit Kryptoprozessoren arbeiten.

Anmeldeverfahren

In 62 % aller Einrichtungen findet eine persönliche Anmeldung an den ÖCAP
statt, gut 1/3 verzichten darauf. Dabei verfügen etwa 36 % über eine eigene e-
lektronische Nutzerdatenverwaltung, jede zehnte Einrichtung nutzt Daten von
Partnern, z.B. des benachbarten Rechenzentrums. Immerhin 1/3 aller Einrich-
tungen mit Anmeldung praktizieren ausschließlich oder ergänzend konventio-
nelle Anmeldeverfahren wie Anmeldelisten, Kartensysteme o.ä.

24 von 52 Wissenschaftlichen Bibliotheken (= 46 %) geben in dieser Umfrage
an, die Benutzer müßten sich in Zusammenhang mit der Computerbenutzung
inkl. des Internet nicht anmelden. Dieser Anteil ist, wie ich finde, erstaunlich
hoch. Andererseits kann man natürlich auch nach dem Sinn und Zweck der An-
meldeverfahren fragen, wenn diese nicht gleichzeitig andere Zwecke wie z.B.
Abrechnung bestimmter Dienste, Freischaltung lizenzierter Produkte u.ä. verfol-
gen. Denn, so zeigt unsere Umfrage auch, mit der persönlichen Anmeldung ist
nicht unbedingt gleichzeitig die vielleicht erhoffte "Abschreckung" erreicht.

18 von 28 Wissenschaftlichen Bibliotheken mit Anmeldeverfahren haben im
Betrieb dennoch nennenswerte inhaltliche Probleme, gar 13 von 15 Rechenzent-
ren mit persönlicher Anmeldung der Nutzer stellen dennoch Mißbrauch fest.

Es stellt sich somit die weiterführende Frage, welche rechtlichen Maßnahmen
Rechenzentren und Bibliotheken ergreifen, um Mißbrauch, was auch immer das
im Detail sein mag, zu verhindern bzw. sich selbst vor Mißbrauch zu schützen.

Rechtliche Regelungen

Nur 8 % aller Einrichtungen geben an, die Computer- und Internetnutzung nicht
besonders zu regeln.

Knapp die Hälfte aller Einrichtungen glaubt, diesen Bereich durch reguläre
Verwaltungs- und Benutzungsordnungen, Betriebsregelungen u.ä. abzudecken.
Nun gibt es hierunter Einrichtungen, die tatsächlich Benutzungsordnungen über-
arbeitet und aktualisiert haben. Dann gibt es diejenigen, die glauben, mit meist
etwas in die Jahre gekommenen Benutzungsordnungen das Thema behandeln zu
können. Sicher gibt es für beide Möglichkeiten kein eindeutiges "Richtig" oder
"Falsch". Die allgemeinen rechtlichen Bestimmungen (z.B. des Strafgesetzbu-
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ches, des Teledienstegesetzes usw.) gelten auch ohne daß auf sie in örtlichen
Satzungen ausführlich Bezug genommen wird.

Doch stellt sich die Frage, ob nicht nur Bibliotheksbenutzer sondern auch und
vor allem die Mitarbeiter unserer Einrichtungen ein gewisses Anrecht auf präzi-
se, modernisierte und anschauliche Benutzungsordnungen haben.

Etwa 30 % der Einrichtungen haben für die Computer- und Internetnutzung er-
gänzende bzw. vorläufige Benutzungsregeln festgelegt, die in aller Regel für den
praktischen Alltag konzipiert sind und eine grundlegende Orientierung des Er-
laubten und Unerwünschten bieten.

Etwa 13 % verweisen in diesem Zusammenhang auf Regelungen anderer Ein-
richtungen, u.a. im Falle der Hochschulbibliotheken auf die Regeln des örtlichen
Rechenzentrums (6 Fälle).

Orientierungsbedarf

Empfehlungen zu folgenden Themen werden von den Befragten für wün-
schenswert bzw. notwendig gehalten:
1. 28 % zur technischen Realisierung der Internetplätze
2. 25 % zur Gebührenerhebung bzw. Auslagenerstattung
3. 35 % Behandlung und Zulassung von Benutzern, die nicht Angehörige der

eigenen Institution sind
4. 46 % zur inhaltlichen Reglementierung des Internetzugriffs, z.B,. durch Ac-

cess-Listen oder Vergleichbares.

Ausblick, Fazit

Auf Grundlage der bisherigen Erfahrungen rege ich als derzeitiger Sprecher der
Arbeitsgruppe das weitere, folgende Vorgehen an:

(1) Bekanntmachung, Stärkung und Unterstützung regionaler Kooperationsan-
sätze

(2) Benennung kompetenter Fachleute aus den Verbänden, die als Ansprech-
partner für Verbandsmitglieder zur Verfügung stehen

(3) Aufruf zur kooperativen Pflege der begonnenen Materialsammlungen. Zu-
dem werde ich auch die Ergebnisse dieser Umfrage und alle im Rahmen der
Umfrage gelieferten Links ins Netz stellen.

(4) Verzicht auf weitreichende Empfehlungen.

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.


